
Zweifelhafte  Linke-
Professorin kommt nichts ans
Verfassungsgericht
BERLIN  –  Die  mögliche  Wahl  der  für  viele  Abgeordnete
ungeeigneten  Linke-Politikerin  Lena  Kreck  zur  Richterin  am
Berliner  Verfassungsgericht  ist  endgültig  vom  Tisch.  Die
Fraktionsvorsitzenden Carola Bluhm und Udo Wolf teilten mit,
dass Kreck, die schon einmal im Abgeordnetenhaus durchgefallen
war, für eine zweite Kandidatur nicht zur Verfügung stehen
werde.

Die Linke, Dozentin an der Evangelischen Hochschule Berlin,
war im vergangenen Oktober bei der geheimen Wahl im Berliner
Abgeordnetenhaus  überraschend  gescheitert.  Rote  und  Grüne
sprachen damals von Skandal, weil möglicherweise CDU, FDP und
AfD  gemeinsam  gegen  Keck  gestimmt  hatten  –  sicherlich
unabgesprochen.  CDU-Fraktionschef  Burkard  Dregger  sagte
damals, es seien „reine Mutmaßungen, wer aus welchen Fraktion
wie abgestimmt habe. Das war eine geheime Wahl und ich habe
meinen Kollegen nicht in der Wahlkabine über die Schultern
geschaut.“ Ihm seien  Stimmen auchaus der Koalition bekannt,
die gegen Keck gewesen seien.

Und  das  stimmt!  So  habe  die  Bewerberin  ein   Studium  der
Sozialwissenschaften ebenso abgebrochen wie das Studium der
unwissenschaftlichen sogenannten „Gender Studies“. Ihr zweites
Staatsexamen  hat  sie  erst  vor  wenig  mehr  als  zwei  Jahren
abgelegt und ist seit Anfang Oktober 2019  Professorin an der
Evangelischen Hochschule.

Bluhm  und  Wolf  erklärten  nun:  „Aus  Respekt  vor  dieser
wichtigen  demokratischen  Institution  werden  wir  uns  einer
solchen  nicht  verschließen.“  Voraussetzung  sei  allerdings,
dass die CDU-Fraktion glaubhaft zusichern könne, ihren Beitrag
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dazu zu leisten, dass Kandidatin oder einen neuen Kandidaten
zu benennen.“

Der Berliner Verfassungsgerichtshof ist das höchste Gericht in
der  Hauptstadt.  Seine  neun  Mitglieder  werden  zu
unterschiedlichen Zeitpunkten jeweils für sieben Jahre gewählt
und arbeiten in der Funktion ehrenamtlich. Eine Verlängerung
ihrer Amtszeit ist nicht möglich. Im Abgeordnetenhaus ist es
normalerweise üblich, die von den Fraktionen vorgeschlagenen
Kandidaten möglichst parteiübergreifend zu wählen, nachdem sie
sich bei den Abgeordneten vorgestellt haben.

Erinnerungen an die Zeit der
Wende: Der Mann mit dem roten
Schal feiert 75. Geburtstag
von KLAUS KELLE

BERLIN  –  Er  war  der  „Mann  mit  dem  roten  Schal“  und  als
Regierender Bürgermeister zur Wendezeit lenkte er die noch
getrennte Stadt, obwohl er genau genommen kein Mandat dazu
hatte. Ich erinnere mich noch lebhaft an ein Pressegespräch im
Roten Rathaus, bei dem Walter Momper wenige Tage nach der
Maueröffnung  im  November  1989  seine  Notfallpläne  vortrug,
falls die Müllabfuhr im Ostteil der Stadt zusammenbreche. Die
Gefahr  bestand  konkret,  denn  viele  Mitarbeiter  erschienen
nicht mehr zur Arbeit, hatten sich zu Verwandten in den Westen
abgesetzt. Der Mann mit dem roten Schal, der in diesen Tagen
in der ganze Welt bekannt wurde, blieb besonnen.

In  einem  Punkt  allerdings  irrte  er,  nämlich  was  den
Freiheitswillen  der  Deutschen  in  der  DDR  betraf.  Als  bei
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Demonstrationen in Leipzig und anderswo erste Sprechchöre nach
„Deutschland, einig Vaterland“ laut wurden, wiegelte er barsch
ab und befand: „Hier geht es um Wiedersehen und nicht um
Wiedervereinigung“. Doch genau das war eine Fehleinschätzung.
Auch  28  Jahre  nach  der  Teilung  gab  es  einen  geradezu
sehnlichen Wunsch, wieder als ein Volk zusammenzuleben – egal,
wie steinig der Weg sein würde.

Was Bundeskanzler Helmut Kohl auf internationaler Ebene war,
der den Weg zur Deutschen Einheit ebnete mit Vodka in der
Saune und Saumagenessen in Oggersheim, war Walter Momper in
Berlin der Mann, der die Übersicht behielt, der pragmatisch
regelte, was zu regeln war, und der für die Öffentlichkeit der
ruhende Pol blieb, der die Übersicht behielt, der stets ruhig
blieb.

Walter Momper ist Sozialdemokrat, kein Genosse von mir. Aber
er ist einer dieser Sozis, die ich zutiefst respektiere wie
zum Beispiel auch Peer Steinbrück. Und ich bin dankbar, dass
ich Momper in diesen Monaten aus der Nähe bei der Arbeit
beobachten  und  darüber  berichten  durfte  als
Politikverantwortlicher  beim  überaus  erfolgreichen
Privatsender Radio Hundert, 6. Unvergessen die Reisen mit ihm
Anfang 1990 nach Paris und London, die Hintergrundgespräche
spät nachts beim Bier im Hotel „Athenaeum“ im nobeln Stadtteil
Mayfair.

Der  aktuelle  Regierende  Bürgermeister  von  Berlin,  Michael
Müller  (SPD),  gratulierte  jetzt  seinem  Amtsvorgänger  und
früheren  Präsidenten  des  Abgeordnetenhauses  zum  75.  
Geburtstag  (21.  Februar).  Müller:  „Walter  Momper,  der
ehemalige Regierende Bürgermeister mit dem roten Schal, hat in
seiner Amtszeit unsere Stadt mit Weitsicht, Besonnenheit und
sicherer Hand geleitet. Es waren Zeiten, die einen Aufbruch
für Berlin und unser ganzes Land versprachen. Walter Mompers
Verdienste als Regierender Bürgermeister und als Präsident des
Abgeordnetenhauses haben die politische Kultur dieser Stadt
geprägt. Sie tun es bis heute.“



Herzlichen Glückwunsch, lieber Walter Momper!

Linksextremisten  bedrohen
Richter vor Räumungsprozess
FRIEDRICHSHAIN  –  Im  Moabiter  Kriminalgericht  wird  morgen
weiter über die Räumungsklage um das Haus  Liebigstraße 34 in
Friedrichshain  verhandelt.  Von  Beginn  hat  hat  dier
linksradikale  Szene  den  Prozess  mit  Drohungen  und
Sachbeschädigungen  begleitet.  Auch  beim  Verhandelungstag
morgen werden die Sicherheitsvorkehrungen stark erhöht.

Bei  der  Verhandlung  üder  das  „queer-feministische  Projekt
Liebig34“ hatte es bereits im November immer wieder Störungen
durch  linke  Extremisten  gegeben.  Nun  wurden  Anfang  dieser
Woche die Fassade des Bezirksamtes mit Parolen beschmiert und
zehn Fensterscheiben eingeschlagen.

Im  Dezember  war  auf  einer  linksextremistischen
Internetplattform  ein  gefälschter  Nachruf  auf  den  Richter
veröffentlicht, der im November die Verhandlung geführt hatte.
Dabei wurde er auch direkt bedroht:  “ Würde er die Liebig34
räumen  lassen,  müsste  er  den  Rest  seines  Lebens  mit
Polizeischutz  verbringen.“
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Holocaust-Gedenken: Tumult um
AfD-Kranz  auf  dem
Parkfriedhof
MARZAHN  –  60  Polizeibeamte  mussten  gestern  bei  einer
Gedenkveranstaltung für Holcaust-Opfer auf dem Parkfriedhof in
Marzahn  einschreiten,  um   rund  30  Teilnehmer  einer
Veranstaltung  der  Bezirksverordnetenversammlung  (BVV)   von
einer Kundgebung mit etwa 100 Teilnehmern zu trennen.

Als mehrere AfD-Abgeordnete aus dem Berliner Abgeordnetenhaus
und  der  BVV  einen  Kranz  zum  Gedenken  an  die  Opfer  des
Holocaust niederlegen wollten, drohte die Situation kurz zu
eskalieren, was durch das Eingreifen der Polizei verhindert
wurde. Dennoch wurde der Kranz der AfD zerstört.

Nach  den  tumultartigen  Szenen  auf  dem  Friedhof  wurde
Angehörigen und Nachkommen von Opfern die Teilnahme an der
Gedenkveranstaltung  verwehrt.  Auch  Bezirksabgeordnete  von
Linken und Grünen wurden zunächst nicht durchgelassen. Eine
kleine Gruppe der linksextremen antifa drang dennoch auf den
Friedhof durch, wurde aber von den Beamten in Schach gehalten.
Im vergangenen Jahr hatten Störer die Kranzniederlegung durch
die AfD verhindert.
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Linker  Druck  auf  Vermieter:
Muss  der  AfD-Landesparteitag
wieder verschoben werden?
BERLIN  –  Darf  eine  demokratisch  gewählte  Partei  in  der
deutschen  Hauptstadt  keinen  Landesparteitag  abhalten?  Fast
scheint es so, denn die Berliner AfD sucht seit Monaten einen
geeigneten Verranstaltungort und fing sich Absage auf Absage
ein.

Der Grund ist augenscheinlich nicht, dass Gastwirte in Berlin
nicht an die Partei vermieten wollen, sondern dass massiver
Druck ausgeübt wird, sobald jemand seine Bereitschaft erklärt,
Räume zur Verfügung zu stellen.

Jüngstes Beispiel: das Ballhaus Pankow in Niederschönhausen.
Bereits im vergangenen Jahr – so die AfD – habe man einen
Mietvertrag für das Wochenende 25./26. Januar geschlossen. Nun
habe aber ein linkes Bündnis „Aufstehen gegen Rassismus“ dem
Vermieter mit Protestaktionen gegen den Parteitag und damit
sein Lokal angedroht. Und wie solche Protestaktionen gegen die
AfD aussehen, hat man gerade in Berlin schon häufig erleben
müssen.

Das Ballhaus Pankow bestätigte, dass es eine Anfrage der AfD
gab, bestreitet aber, das ein Mietvertrag geschlossen wurde. 
Die AfD vermutet, dass der Vermieter Angst vor gewalttätigen
Übergriffen  und  der  Vernichtung  seiner  wirtschaftlichen
Existenz habe. Die Partei glaubt, dass der Vermieter sich aus
Angst vor gewalttätigen Übergriffen und der Vernichtung seiner
wirtschaftlichen  Existenz  zurückgezogen  habe.  Die  AfD
künbdigte an, nun vor Gericht zu ziehen. Kaum vorstellbar,
dass es noch eine Lösung bis Ende Januar geben wird.

Berlins AfD-Chef Georg Pazderski hatte sich sogar vergangenes
Jahr hilfesuchend persönlich an den Regierenden Bürgermeister
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Michael Müller (SPD) gewandt. Doch der lehnte kühl ab.

 

Zahlreiche  Autos  in  Berlin
„abgefackelt“ – „SA-Methoden“
gegen  konservativen
Journalisten
BERLIN – In Berlin sind in der Silvesternacht zahlreiche Autos
angezündet  worden.  Die  Anschläge  ereigneten  sich  in  den
Bezirken Tempelhof-Schöneberg, Neukölln, Steglitz-Zehlendorf,
Friedrichshain-Kreuzberg, Marzahn-Hellersdorf, Spandau, Mitte,
Pankow und Reinickendorf.

In manchen Fällen handelt es sich bei den Anschlägen wohl um
sinnfreien Vandalismus, etwa am Mittwochmorgen in Tiergarten,
wo „sechs Jugendliche“ von Zeugen gesehen wurden, wie sie auf
dem Dach eines Autos herumsprangen und dann flüchteten.

Aber es gab auch Anschläge, die politisch motiviert sind. So
wurde das Auto des bekannten Journalisten Gunnar Schupelius
(BZ)  „abgefackelt“,  wie  das  in  der   linksradikalen
Kriminellenszene  genannt  wird.  Schupelius  gehört  zu  den
meistgelesenen Journalisten der Metropole, weil er Missstände
klar  benannt  und  dabei  keine  Rücksicht  auf  Politische
Korrektheit nimmt. Schon einmal war er deshalb Ziel eines
Anschlags. Sein Wagen brannte nun völlig aus, mehrere weitere
Fahrzeuge wurden beschädigt.

Kurz nach Mitternacht am ersten Weihnachtstag war auf dem
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linksextremistischen Portal „indymedia“ ein Bekennerschreiben
veröffentlicht worden. Darin drohten die Verfasser, sie würden
Schupelius  wegen  seiner  „Drecksartikel“  auch  zukünftig  das
Leben schwermachen. Und zynisch weiter:  „Ein kleiner Rat an
Gunni, schreib lieber Backrezepte: Hasspropaganda wird immer
für Gegenfeuer sorgen!“

Auch Berlins SPD-Chef Jan Stöß rief inzwischen zur Solidarität
mit dem konservativen Journalisten auf und stellte fest: „Das
sind SA-Methoden!“

 

 

Räumung  des  Weihnachsmarktes
am Breitscheidplatz: Berliner
Polizei ist wachsam
BERLIN – Das ist noch einmal gut gegangen. Offenbar handelt es
sich bei dem Terroralarm gestern am Berliner Breitscheidplatz
nicht um einen tatsächlichen Anschlagsversuch. Polizeibeamte
hatten am Abend zwei Männer bemerkt, die sich auffällig eilig
vom  Weihnachtsmarkt  entfernten  und  dabei  mehrere  Besucher
anrempelten und zur Seite drängten.

Die Polizisten kontrollierten und befragten die beiden 21 und
24  Jahre  alten  Männer,  die  sich  in  Widersprüche  zu  ihrer
Identität verwickelten. Bei der Überprüfung wurde auch ein
Bezug  zum  Salafismus  festgestellt.  Die  Polizeiführung
entschloss  sich  daraufhin,  den  Weihnachtsmarkt  auf  dem
Breitscheidplatz  komplett  zu  räumen.  Innensenator  Andreas
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Geisel  (SPD)  sagte  später,  der  Einsatz  zeige,  dass  die
Berliner Polizei sensibilisiert für die Gefahren sei, die der
Stadt drohen: „Wir befinden uns nicht im Routinemmodus…

Fast genau vor drei Jahren war der aus Tunesien stammende
Islamist Anis Amri mit einem Lastwagen in den Weihnachtsmarkt
gerast und hatte dabei zwölf Menschen getötet und mehr als 70
zum Teil schwer verletzt. Bundeskanzlerin Merkel hatte sich
erst nach einem Jahr mit den Angehörigen der Opfer getroffen
und dadurch massive Kritik ausgelöst.

 

Kriminalität  und
Verwahrlosung:  Unser  Berlin
verrottet
BERLIN – Für nicht wenige Bürger ist Berlin inzwischen zu
einem failed state, einer Millionenmetropole geworden, in der
Verwahrlosung und Kriminalität überall an Boden gewinnt. Die
Berliner  Morgenpost  berichtet  heute  über  das  Elend  des
Drogenhandels in den Berliner U-Bahnhöfen. Danach ist die U8
mit  den  „Brennpunktbahnhöfen“  Leinestraße,  Boddinstraße  und
Schönleinstraße  ein  Magnet  für  Dealer  geworden.  Fahrgäste,
darunter auch Kinder, müssen mitansehen, wie am hellichten
Tage dort Drogen gehandelt und konsumiert werden. Auf den
Sitzbänken hängen Junkies ab, die Crack rauchen oder sich
Heroin in die Venen spritzen.

Wenn der rot-rot-grüne Senat das Thema energisch in Angriff
nähme, wäre das Problem wahrscheinlich noch in den Griff zu
bekommen.  Aber  der  hat  –  wie  beim  inzwischen  bundesweit
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bekannten Görlitzer Platz – scheinbar gar kein Interesse, die
Drogenszene auszutrocknen. Die Sicherheit der gesetzestreuen
und anständigen Bürger ist für die Berliner Regierung nur
nachrangig.
Stattdessen  hat  der  Senat  gerade  am  Freitag  5000  Euro
bereitgestellt  für  einen  „Berliner  Preis  für  Lesbische*
Sichtbarkeit“.  Wieder  einmal  irgendein  neuer  Preis,  der
Partikularinteressen der linken Szene bedient, damit die brav
nächstes Mal alle wieder zum Wählen kommen…..
Und unsere Stadt verrotet derweil….

Streit  um  Kriminalität  und
Antisemitismus in Neukölln
von Klaus Kelle

Ich weiß nicht, ob man urteilen kann, Berlin sei im Würgegriff
der  Organisierten  Kriminalität  (OK),  aber  dass  sogenannte
Familienclans ein Problem für die Innere Sicherheit dieser
Stadt sind, ist selbst für Zeitungsleser unübersehbar.

In der Morgenpost wird Bezirksbürgermeister Martin Hikel (SPD)
heute  zitiert:  „Wir  haben  in  diesem  Jahr  alleine  bei  den
Verbundeinsätzen  64  Geldspielgeräte  versiegelt  und  elf
beschlagnahmt. Damit wird aktiv Geldwäsche verhindert. Mehrere
Dutzend Kilo unversteuerter Tabak, acht Verstöße gegen das
Waffengesetz,  ständige  Funde  von  illegalen  Drogen  und
zahlreiche  vollstreckte  Haftbefehle  sprechen  eine  klare
Sprache.“

Und weil das so ist, geht die Kripo immer wieder gegen Shisha-
Bars  vor,  um  die  Gesundheit  und  Sicherheit  der  Gäste  zu
garantieren. Hikel weißt darauf hin, dass es in  Neukölln
keine rechtsfreien Räume gäbe, und dass „selbstverständlich“
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nicht jeder Shisha-Barbetreiber und Gast kriminell sei. Aber
solange dort „grobe Verstöße gegen geltende Gesetze“ vorkämen,
müsse „der Rechtsstaat dranbleiben“.

Shisha-Bars  und  Wettbüros  stehen  dabei  im  Fokus  des
polizeilichen  Interesses,  „Nadelstiche  gegen  kriminelle
Großfammilien“ seien deshalb angesagt.

So weit so gut und nachvollziehbar. Doch jetzt hat sich eine
„Neuköllner  Initiative  ‚Kein  Generalverdacht'“  zu  Wort
gemeldet.  Die  Schwerpunktkontrollen  von  Polizei  und
Ordnungsbehören seien „Schikane und Willkür“. In Medien werde
„ein  durch  Vorurteile  verzerrtes  Bild  von  Neukölln  als
Gefahrenzone“ gezeichnet und würden diese Einrichtungen unter
einen Generalverdacht gestellt.

Am kommenden Dienstagabend ab 19 Uhr will die Initiative einen
Flashmob „als Aufbegehren gegen Schikane und Willkür im Rahmen
der Shisha-Bar-Razzien“, veranstalten. Die Linke in Neukölln
wirbt auf ihrer Internetseite für die Aktion. Das ist deshalb
bemerkenswert,  weil  die  Partei  vor  nicht  allzulanger  Zeit
gegen eine gemeinsame BVV-Entschließung gestimmt hatte, die
Antisemitismus  im  Bezirk  konsequent  verurteilte.   Es  ging
dabei um Ausschreitungen während des „Palästinensertags“ auf
dem  Hermannplatz  Anfang  Mai.  Dabei  wurde  ein  Israeli  von
Migranten angegriffen. Für die Linke in Neukölln nur das Werk
eines „betrunkenen Provokateurs“.

Thomas Licher, Fraktionsvorsitzender der Linke in der BVV,
trat daraufhin aus dem Neuköllner Bezirksverband seiner Partei
aus. In einem Brief schrieb er damals: „Die Solidarisierung
mit arabischen Großfamilien und Verteidigung dieser vor dem
Vorwurf  der  ‘Bandenkriminalität’  halte  ich  für  politisch
falsch  und  ist  für  Außenstehende  in  keiner  Weise
nachvollziehbar.“

Dem kann man sich vorbehaltlos anschließen.

 



Müller  zur  Progromnacht:
„Bitter,  dass  wir  wieder
jüdische  Einrichtungen
schützen müssen“
BERLIN  –  Zerstörte  Scheiben  von  Geschäften,  ausgeplünderte
Wohnungen, brennende Synagogen – am 9. November jährt sich zum
81. Mal die Reichsprogromnacht, in der nationalsozialistische
Horden überall in Deutschland jüdische Geschäfte und Snagogen
angriffen.  Berlins  Regierender  Bürgermeister  Michael  Müller
(SPD) erklärt zu dem Gedenktag, er müsse mit „Scham immer
wieder zur Kenntnis nehmen, dass auch in unserer Stadt auf
offener Straße antisemitische Attacken stattfinden“. Das alles
sei  „acht  Jahrzehnte  nach  der  Pogromnacht  und  vor  dem
Hintergrund  der  deutschen  Geschichte  von  Holocaust  und
nationalsozialistischer  Diktatur  unerträglich“.  Es  sei
„bitter, dass wir den Schutz von jüdischen Gemeinden, von
Schulen  und  Kindergärten  sowie  von  Synagogen  verstärken
müssen.“

Zu Willen, den Rechtsstaat zu verteidigen, gehöre auch ein
klares  Bekenntnis  zum  Existenzrecht  des  Staates  Israel.
„Gruppen, die unter verschiedenen Deckmänteln den Staat Israel
zerstören wollen, müssen entlarvt werden, und ihnen darf im
Rahmen  der  rechtsstaatlichen  Möglichkeiten  durch  den
demokratischen Staat kein Fußbreit zugestanden werden.“
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